
Liebe Leserinnen und Leser,   

ziemlich genau zum ersten Jahrestag des schwarz-gelben Koalitionsvertrages 
sorgt der Entwurf zur geplanten Mietrechtsreform für einige Verwirrung. Er 
steht symptomatisch für die, sagen wir es einmal vorsichtig, widersprüchliche 
Politik der Bundesregierung seit ihrem Amtsantritt.  

Zunächst freute sich die Branche über eine Duldungsverpflichtung der Mieter 
bei künftigen energetischen Sanierungsmaßnahmen. Denn Mietminderungen 
sind in solchen Fällen natürlich höchst ärgerlich. Bei näherem Hinsehen stellte 
sich dann aber heraus, dass es mit dieser Regelung nicht weit her ist. Sie gilt 
nämlich nur, wenn der Immobilieneigentümer zur energetischen Sanierung 
gesetzlich gezwungen ist. Diesen gesetzlichen Zwang gibt es laut Energieein-
sparungsverordnung aber nicht per se, sondern nur in bestimmten Fällen. Das 
Eckpunktepapier zur Mietrechtsreform vermittelte in diesem Punkt noch einen 
anderen Eindruck. 

Überhaupt drängt sich der Eindruck auf, dass der Entwurf erstens mit heißer 
Nadel gestrickt und zweitens nicht adäquat zwischen Bundesjustiz- und Bun-
desbauministerium abgestimmt wurde. Mittlerweile will ja auch eigentlich nie-
mand mehr Absender geschweige denn Verfasser des Reformentwurfs gewe-
sen sein. 

Wir finden es vor diesem Hintergrund und weiterer handwerklicher Mängel 
schon sehr befremdlich, wie mit den sozialpolitisch höchst sensiblen Miet-
rechtsänderungen umgegangen wird. Solche Änderungspläne müssen sehr 
sauber vorbereitet und vermittelt werden. Ist dies nicht der Fall, dürfen sich 
die Verantwortlichen nicht über Kritik und politische Turbulenzen wundern. Vor 
wahltaktischen Auseinandersetzungen - wie in der Berliner Mietenpolitik der-
zeit zu beobachten - kann in diesem Zusammenhang nur gewarnt werden. 

Eine informative Lektüre wünschen  

Ihre  

 
 

 

 

 

 

 

   Robert Ummen, Herausgeber                        Arne Degener, Chefredakteur  
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Mietrechtsreform mit doppeltem Boden 

Gut gebrüllt, Löwe. So stellt sich für einen Großteil der immobilienwirtschaftli-
chen Verbände der Inhalt des Gesetzentwurfs zur Änderung 
des geltenden Mietrechts dar. Das lange erwartete Papier 
hat viele enttäuscht. Für die Eigentümerschutz-
Gemeinschaft Haus & Grund Deutschland ist das Ganze le-
diglich eine „Mogelpackung“. Denn der nun vorgelegte Ent-
wurf des Justizministeriums sieht beispielsweise vereinfach-
te energetische Modernisierungen im Gebäudebestand nur 
dann vor, wenn die durchgeführten Modernisierungen 
rechtlich verpflichtend sind. Da es bundesweit aber keine 
Rechtspflicht zur energetischen Modernisierung gibt, geht 
der Entwurf „vollständig ins Leere“, meint Dr. Andreas Stü-
cke, Generalsekretär von Haus & Grund. Die Bundesregie-
rung hatte erst Ende September ihr Energiekonzept verab-
schiedet und dabei einer Modernisierungspflicht im Woh-
nungsbestand auch für die Zukunft eine Absage erteilt.  

Umso unverständlicher ist daher die Verknüpfung von rechtlich vorgeschriebe-
ner Modernisierung und Duldungspflicht ohne Mietminderung auch für den 
BFW Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen. Dessen 

Fonds 

P2 Value gibt auf 

Frankfurt a. M.: Der 
Offene Immobilienfonds 
Morgan Stanley P2 Va-
lue wird nach zwei Jah-
ren Anteilscheinrück-
nahmeaussetzung auf-
gelöst und das verblie-
bene Fondsvermögen 
von 852 Mio. Euro an 
die Anleger ausgezahlt. 
Die Morgan Stanley 
Real Estate Investment 
GmbH hat die Verwal-
tung des Immobilien-
Sondervermögens mit 
Wirkung zum 
30.09.2013 gekündigt. 
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Präsident Walter Rasch meint: „Das Energiekonzept und ein derzeit kursieren-
der Vorschlag zur Novellierung des Mietrechts sind ganz offensichtlich nicht 
aufeinander abgestimmt. Es muss für den Eigentümer möglich sein, dass er 
sein Haus energetisch saniert, ohne dass dies den Anspruch des Mieters be-
gründet, die Miete zu mindern.“ 

Und auch beim DDIV Dachverband Deutscher Immobilienverwalter ist man 
spürbar verärgert: „Wenn Mieter geringere Heizkosten zu zahlen haben, ist 
das im Regelfall auf den Mitteleinsatz des Vermieters zurück zu führen. Wir 
müssen also auch intensiv darüber diskutieren, ob eine Kap-
pungsgrenze nach Modernisierung noch Sinn macht. Ebenso 
sind wir nicht damit einverstanden, dass die Duldungspflicht 
von energetischen Sanierungen auch künftig unter dem 
Vorbehalt der geltenden Härteklausel stehen soll“, kritisiert 
DDIV-Vizepräsident Steffen Haase.  

Moderatere Töne kommen vom ZIA Zentraler Immobilien-
ausschuss. Er begrüßt den „Erweiterten Tatbestand“ der 
energetischen Modernisierung. Denn bislang können nur 
solche Modernisierungen auf die Mieter umgelegt werden, 
die nachhaltig die Einsparung von Energie bewirken. Eine 
klimafreundlichere Energiequelle bei gleichem Energie-
verbrauch zählte nicht dazu. "Durch die vorgeschlagene De-
finition zur energetischen Modernisierung werden nicht nur 
neue Maßnahmen mit eingeschlossen, die bisher nicht erfasst waren, sondern 
auch solche, bei denen bisher Rechtsunsicherheit bestand", freut sich ZIA-
Präsident Dr. Andreas Mattner. So könnten Mieter beispielsweise nach dem 
neuen Vorschlag an den Kosten für die Umstellung von Öl- auf Holzpellethei-
zungen beteiligt werden. Zudem müsse der Vermieter nur noch auf anerkann-
te Pauschalwerte verweisen um sein Sanierungsvorhaben zu begründen, ins-
besondere wenn es um die Einsparung von Energie geht. Von einem unbe-
grenzten Mietminderungsausschluss hält Mattner übrigens nichts: „Vermieter 
sollten vielmehr durch eine angemessene Frist von beispielsweise drei Mona-
ten dazu angehalten werden, ihre Wohnungen zügig zu sanieren." 

Der Entwurf sieht außerdem vor, dass gegen Mietnomaden einfacher und 
schneller vorgegangen werden kann. Das Justizministerium will dem beispiels-
weise dadurch vorbeugen, indem es eine außerordentliche Kündigungsmög-
lichkeit schafft, falls der Mieter mit der Kaution in Höhe eines Betrages in Ver-
zug ist, der der zweifachen Monatsmiete entspricht. Haus & Grund, in diesem 
Bereich besonders engagiert, winkt nur müde ab und verweist darauf, dass die 
Kaution höchstens den dreifachen Betrag einer Monatsmiete betragen darf. 
Um diesen Kündigungsgrund abzuwenden, muss der Mieter also nur etwas 
mehr als ein Drittel der Kaution leisten. Wenn dann die Mietzahlungen im Lau-
fe der Zeit ganz ausbleiben, kann der betroffene Vermieter auch zukünftig nur 
auf ein Drittel der Mietkaution zur Begleichung der durch Mietnomaden verur-
sachten Schäden zurückgreifen. Außerdem ist es für Haus & Grund wichtiger, 
dass die bestehenden Kündigungsmöglichkeiten schnell und wirksam bis zur 
Räumung der Wohnung durchgesetzt werden können. Hierfür muss statt der 
Schaffung eines weiteren Kündigungsgrundes vielmehr die Nutzung des Einst-
weiligen Rechtsschutzes ermöglicht werden. 

Der Gesetzesvorschlag beinhaltet zudem eine Ausweitung des Kündigungs-
schutzes. Dies betrifft Luxussanierungen nach dem so genannten „Münchner 
Modell“: Ein Gesellschafter einer Personengesellschaft, die Eigentümer der 

Personalien 
 

Neue Aufsichtsräte 

 

Starnberg: Die Wert-
grund Immobilien AG 
hat zwei neue Auf-
sichtsräte, Prof. Mat-
thias Thomas, CEO 
von INREV, dem Euro- 

Prof. Matthias Thomas 
Foto: Wertgrund 

 
päischen Verband für 
Investoren in nicht-
börsennotierten Immo-
bilienfonds, und Wolf-
gang Wingendorf, 
Gründer und CEO der 
Treureal Gruppe, als 
neue Aufsichtsratsmit-
glieder berufen. Dafür 
scheidet Phillip Reister 
aus dem Aufsichtsrat 
aus. Der andere Platz 
war bislang unbesetzt. 

Wolfgang Wingendorf 
Foto: Wertgrund 
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Wohnung ist, konnte bislang Eigenbedarf an einer Wohnung geltend machen, 
um dem bisherigen Mieter zu kündigen. Teilweise wurde  
der Eigenbedarf aber lediglich vorgetäuscht, um anschlie-
ßend teurer vermieten zu können. Haus und Grund kriti-
siert das eingeschränkte Kündigungsrecht von Personen-
gesellschaften trotzdem als „unangemessen“.  

Der ZIA bemängelt am Gesetzentwurf, dass er keine Vor-
schläge zum qualifizierten beziehungsweise ökologischen 
Mietspiegel enthält. Die energetische Beschaffenheit von 
Wohngebäuden sei zwar bereits heute ein Einflussfaktor 
auf die Miethöhe, fände aber keine adäquate Berücksichti-
gung in der ortsüblichen Vergleichsmiete und damit im 
qualifizierten Mietspiegel, so Mattner.  

Fazit: Es bewegt sich etwas beim Mietrecht. Die Frage ist nur, ob man sich im 
Kreis dreht oder einen Schritt nach geht. Der energetischen Sanierung wäre 
letzteres zu wünschen. 

 

Offene Immobilienfonds meist in Büroobjekten investiert 

Die Offenen Immobilienfonds (OIFs) haben in den vergangenen zwölf Monaten 
70 Objekte erworben 
und gleichzeitig 105 
Liegenschaften ver-
äußert, so der BVI 
Bundesverband In-
vestment und Asset 
Management in einer 
Auswertung zum 
Stichtag 30.06.2010. 
Das Gros (43) der 
der Investitionen 
wurde im Ausland 
getätigt, während vor 
allem inländische Ob-
jekte (65) verkauft 
wurden. Die Transak-
tionsvolumina betru-
gen 4,6 Mrd. Euro bei 
den Käufen (Ausland: 
3,1 Mrd. Euro; In-
land: 1,5 Mrd. Euro) 
und 3,2 Mrd. Euro bei 
den Verkäufen (Inland: 1,4 Mrd. Euro; Ausland: 1,8 Mrd. Euro).  

Personalien 

Erweitert 

 

London: Savills hat 
seine neu gegründete 
Abteilung für Portfolio-
bewertungen in Lon-
don erweitert. John 
Rhodes und Claire Ma-
gowan werden nun 
von vier Teammitglie-
dern unterstützt. 
Adam Whereat (Direc-
tor), Oliver King (Asso-
ciate Director) und 
David Speers (Data 
Analyst) kommen von 
BNP Paribas Real Esta-
te, Andrew Innocent 
(Surveyor) war vorher 
bei Jones Lang LaSalle.  
 

Turbulent 

 
Leipzig: Das Landge-
richt Leipzig hat  Ex-
WestLB-Chef Alexan-
der Stuhlmann und 
Jürgen Henning zu Ge-
schäftsführern der Li-
con Wohnbau, Leipzig, 
ernannt. Zuvor waren 
die bisherigen Ge-
schäftsführer Florian 
Scholze und Peter Wolf 
verhaftet worden, ge-
gen die Henning, über 
die Henning Beteili-
gungs GmbH Mitgrün-
der und kapitalgeben-
der Gesellschafter der 
Licon-Gruppe, Anzeige 
wegen des Verdachts 
auf Untreue gestellt 
hatte. Die neue Unter-
nehmensführung ver-
sucht jetzt Zugriff auf 
Projekte zu bekom-
men, die von den Ver-
hafteten über eigene 
Firmen angeschoben, 
aber mit Licon-Mitteln 
ausgestattet waren. 
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Die Zahlen repräsentieren 97,7 Prozent des Vermögens aller Publikums-OIF 

Dr. Andreas Mattner 
Foto: ZIA 



 

Insgesamt verwalten deutsche OIFs 1.639 Liegenschaften im In- und Ausland. 
Das Liegenschaftsvermögen liegt bei 96,4 Mrd. Euro und die Gesamtnutzfläche 
bei 26,6 Mio. qm. Bei den Nutzungsarten liegt der Bürobereich mit einem An-
teil von 63,3 Prozent nach wie vor vorn. Handel/Gastronomie erreichten 20,3 
Prozent. Hotel, Industrie und sonstige Nutzungsarten lagen zusammen bei 
16,3 Prozent. Im Schnitt halten OIFs derzeit 28,4 Prozent ihrer Immobilienbe-
stände in Deutschland, im restlichen Europa liegen 58,5 Prozent, außerhalb 
Europas 13,1 Prozent. 2005 lag der Deutschland-Anteil bei 42,4 Prozent. 2001 
waren es noch 61,0 Prozent. Außerhalb Deutschlands liegt heute Frankreich 
mit einem Anteil von 18,5 Prozent als Investitionsstandort an der Spitze, ge-
folgt von Großbritannien (10,2 Prozent), den Niederlanden (6,4 Prozent) und 
Italien (4,8 Prozent). Außerhalb Europas zählen die USA, Japan und Kanada zu 
den bevorzugten Standorten der OIFs.  

 

Leitfaden für Immobiliensicherheit  

Dr. Roland Siegel, Lill Rechtsanwälte,  
Prof. Robert Wahlen, Robert Wahlen Facility Management Professional 

Gestützt auf die Erkenntnisse einer Studie in der Immobilienwirtschaft mit 
dem Titel „Masterthesis Business Continuity Management Kür oder Pflicht für 
Wirtschaftseinheiten“ von M. Sc. Michael Bock aus dem Jahr 2009 ist jeder 
zweite Immobilieneigentümer nur mangelhaft oder unzureichend auf Stör- und 
Notfälle oder Krisen vorbereitet. Die in den Unternehmen 
vorliegenden Dokumente für die Bewirtschaftung und den 
Betrieb von Immobilien sind entweder gar nicht vorhan-
den oder nicht aktuell, geschweige denn mit den Bedürf-
nissen der Mieter/Nutzer abgestimmt.  

Die Risiken und möglichen Folgen von Stör- und Not- 
fällen – häufig verursacht durch Personen-
beziehungsweise Lieferantenausfall, Unfälle, Naturereig-
nisse, Feuer, kriminelle Handlungen, Ausfall Infrastruktur, 
Havarien, technische Störungen, Baumängel oder ähnli-
ches – werden meist unterschätzt und daher kaum wahr-
genommen. Vor allem Vorstände, Geschäftsführer und 

Eigentümer sind sich, so die Stu-
die, ihrer gehobenen Verantwor-
tung für den reibungslosen Betrieb 
und eine adäquate Risikovorsorge für ihre Wertschöp-
fung, insbesondere im Zusammenwirken mit den ge-
nutzten Immobilien, meist nicht in ausreichendem Ma-
ße bewusst.  

Denn wird der reibungslose Betrieb der Immobilie 
nachhaltig gestört oder unterbrochen, so beeinflusst 
dies direkt und unmittelbar alle Produktions- und Leis-
tungserstellungsprozesse innerhalb des Unternehmens 
der Immobilieneigentümer und Mieter/Nutzer. 

Vorstände und Geschäftsführer sind gemäß § 91 Satz 2 
des Aktiengesetzes, der auch eine sogenannte Ausstrah-

lungswirkung auf alle Unternehmen hat, und nach § 130 des Gesetzes zu Ord-

Personalien 

Neue NL-Chefin 

 
Frankfurt a. M./Mülheim 
a. d. Ruhr: Alexandra 
Pase ist neue Niederlas-
sungsleiterin Region 
West der Pamera Asset 
Management, die zur 
Pamera Real Estate 
Group gehört. Sie wird 
vor allem die Vermark-
tung der vom Unterneh-
men betreuten Immobi-
lien verantworten. Sie 
war zuvor Leiterin Busi-
ness Development 
Deutschland bei der 
BauGrund Immobilien 
Management, Bonn, 
einer Tochter der Aareal 
Bank AG, Wiesbaden.  

Alexandra Pase 
Foto: Pamera 

 

Erweitert 

 
Düsseldorf: Norman 
Krüger ist neben Achim 
Tilmann in die Ge-
schäftsführung der 
Finch Properties-
Gruppe berufen wor-
den. Gemeinsam wer-
den sie die Aktivitäten 
des Unternehmens in 
der Region Rhein-Ruhr 
leiten. Krüger kommt 
von der Ratinger Inter-
boden, wo er als Proku-
rist gewerbliche Immo-
bilienprojektentwick-
lungen verantwortete. 
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nungswidrigkeiten (OWiG) aber dazu verpflichtet, alle geeigneten Maßnahmen 
zu treffen und zu überwachen, die den Erhalt und den Erfolg des Unterneh-
mens sicherstellen und ermöglichen. Dies beinhaltet explizit auch alle notwen-
digen Vorsorgemaßnahmen zur Risikominimierung sowie die Erstellung umfas-
sender Notfallinterventionspläne zur Vermeidung von Krisen. Die hier im Ge-
setzestext klar formulierte und eindeutig zugewiesene Verantwortung hat so-
mit auch haftungsrechtliche Relevanz für Unternehmensführer und Verant-
wortliche, insbesondere auch Dritte, die den Immobilienbetrieb im Auftrage 
durchführen. Dies erstreckt sich von möglichen Geldbußen von bis zu einer 
Million Euro bis hin zu einer persönlichen Haftung in schwerwiegenden Fällen. 

Im Rahmen des Innovationsforums „Business Continuity Management Building 
Security“ (BCM-BS) wurde durch uns mit Vertretern aus der Praxis ein neuer 
Leitfaden und Wegweiser für Notfall- und Krisenprävention im Immobilienma-
nagement entwickelt. Dieser soll als „Frühwarnsystem“ fungieren. 

Beginnend mit Dokumentation der IST-Situation, welche unter anderem die 
Erfassung aller Stakeholder- und Standorteinflüsse beinhaltet, werden in ei-
nem Folgeschritt auch alle Wertschöpfungs- und Leistungserstellungsprozesse 
analysiert. Von den vorhandenen Wechselwirkungen der Geschäftsprozesse, 
den zeitlichen Abhängigkeiten untereinander bis hin zu einer Business-Impact-
Analyse (BIA) werden die relevanten Daten erfasst, bewertet und dokumen-
tiert. Unmittelbar daran schließen sich die Risikoermittlung, Maßnahmenent-
wicklung sowie die nach Anspruchsgruppen differenzierte Bewertung des Aus-
fallrisikos an.  

Die Sicherstellung der kontinuierlichen Wertschöpfung, eine zielgerichtete Risi-
kominimierung und die Entwicklung von effizienten Prozess- und Notfallmaß-
nahmenplänen stellen die Hauptziele des BCM-BS Leitfadens dar. Die zwingend 
notwendige Sensibilisierung für die möglichen rechtlichen Folgen und Risiken 
wird somit erreicht und die Grundlage zur Entwicklung von angepassten, um-
fassenden und weitreichenden Vorsorge- und Maßnahmenplänen im Krisenfall 
geschaffen. Gefährdungspotentiale werden transparent, Risikoanalysen verein-
facht und eine Prioritätensetzung ermöglicht. Damit geht eine erhöhte Rechts-
sicherheit für die Verantwortlichen einher und die Kontinuität in der Wert-
schöpfung von Wirtschaftseinheiten wird gestärkt. Weitere Infos zum BCM-BS- 
Leitfaden unter info@lill-rae.de 

 

AIFM-Richtlinie hat Gestalt angenommen 

Die 27 Finanzminister der Europäischen Union (Ecofin) haben sich über die 
Richtlinie für Manager alternativer Investmentfonds (AIFM) geeinigt. Sie bein-
haltet neue Regelungen für den bislang unregulierten grauen Kapitalmarkt und 
ist damit auch für die Geschlossenen (Immobilien)Fonds von Bedeutung, auf 
deren Verwaltung und Vertrieb sie Einfluss hat.  

Über das nun erzielte Ergebnis soll voraussichtlich am 11.11.2010 im Europäi-
schen Parlament abgestimmt werden. Wesentliche Änderungen durch das Par-
lament werden dort von Experten nicht mehr erwartet. Läuft alles wie geplant, 
müssen die Mitgliedsstaaten die Richtlinie dann bis 2013 in nationales Recht 
gießen. Im Anschluss daran haben die AIFM ein Jahr lang Zeit, eine Zulassung 
bei der zuständigen Behörde zu beantragen. In Deutschland wird das wahr-
scheinlich die BaFin Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen sein. 

Unternehmen 
 

Umfirmiert 

 
Mailand: Die Pirelli & 
C. Real Estate S.p.A. 
hat nach Abschluss 
ihrer Trennung von 
Pirelli & C. seinen Na-
men in Prelios S.p.A 
geändert. Prelios fun-
giert als Asset-
Management-
Gesellschaft mit Sitz in 
Italien, Deutschland 
und Polen. Das verwal-
tete Immobilienvermö-
gen beträgt etwa  
15,6 Mrd. Euro. 
  
Mission übererfüllt 

Frankfurt a. M.: Die 
DIC Asset AG hat eine 
Einzelhandelsimmobilie 
in der Flensburger In-
nenstadt für rund 29 
Mio. Euro an einen 
internationalen institu-
tionellen Investor ver-
kauft. Das Gebäudeen-
semble mit einer Miet-
fläche von rund 7.000 
qm ist nahezu voll ver-
mietet. Bei der Trans-
aktion war Jones Lang 
LaSalle vermittelnd 
tätig. Mit dem Verkauf 
dieses Objektes hat 
die DIC seit Jahresbe-
ginn bereits 107 Mio. 
Euro bei Immobilien-
transaktionen umge-
setzt. Insgesamt ver-
kaufte sie seit Januar 
25 Immobilien mit ei-
ner Mietfläche von 
56.000 qm. Damit ist 
auch das im August 
2010 angehobene 
Transaktionsziel  
von mindestens 80 
Mio. Euro bereits über-
troffen.  

 IMMOBILIEN weekly Ausgabe 90 27.10.2010 Seite 06 



 

Knackpunkte in der Diskussion waren vor allem die sogenannte Drittstaatenre-
gelung und die Frage der Zulassung und Überwachung. Bei der Drittstaatenre-
gelung, die den Zugang für Fondsmanager und Fonds aus Nicht-EU-Staaten 
zum europäischen Markt regelt, hat man sich darauf verständigt, dass ab 2015 
Fondsmanager aus Drittstaaten einen sogenannten EU-Pass beantragen kön-
nen. Mit dem dürfen sie ihre Fonds EU-weit vertreiben. AIFM aus EU-Staaten 
sollen den EU-Pass bereits ab 2013 beantragen dürfen. Aufsicht und Zulassung 
bleiben bei den Nationalstaaten. Die Europäische Börsenaufsicht ESMA mit Sitz 
in Paris wird nur die Standards festlegen, an die sich die nationalen Aufsichts-
behörden zu halten haben.  

Für die Geschlossenen Fonds sind vor allem zwei Dinge aus dem Papier der 
Finanzminister von Bedeutung. Zum einen wurde die Regelung zur Verwahr-
stelle in ihrem Sinne getroffen. Zwar bleibt die Pflicht zur Beauftragung einer 
solchen Institution auch erhalten, wenn der Fonds beispielsweise in reale Ver-
mögensgegenstände wie Immobilien investiert. Allerdings muss das nicht 
zwangsläufig ein Geldinstitut sein. Auch Personen, die einer beruflichen Regist-
rierung unterliegen, wie Anwälte und Notare, können demnach die Aufgaben 
der Verwahrstelle übernehmen.  

Außerdem enthält die Richtlinie einen Bestandsschutz für die AIFM bereits 
platzierter Geschlossener Fonds. Sie benötigen keine Zulassung, wenn die von 
ihnen verwalteten Fonds nach Ablauf der zwei Jahre ab Inkrafttreten der Richt-
linie keine weiteren Investments tätigen. Da das ohnehin der Regelfall ist, sind 
sie quasi von der Zulassungspflicht befreit. Aufatmen. 

 

Europäische Büromieten erholen sich langsam 

Die Erholung der meisten Volkswirtschaften Europas spiegelt sich auch in der 
traditionellen europäischen Büro-Immobilienuhr von Jones Lang LaSalle (JLL) 
wider. Dort bewegen sich im dritten Quartal mittlerweile 14 Städte auf der 
Sechs-Uhr-Position oder haben diese bereits durchschritten. Noch befindet sich 

Unternehmen 
 

Rating  
 
Stuttgart: Das Rating 
der Wüstenrot Bau-
sparkasse AG wurde 
von der GBB-Rating 
Gesellschaft für Boni-
tätsbeurteilung, Köln, 
von A-, Ausblick posi-
tiv, auf A, Ausblick sta-
bil, heraufgesetzt. 
Gründe waren die ver-
besserte Ertragslage 
aufgrund des gestiege-
nen Zinsergebnisses 
und die Wettbewerbs-
position des Unterneh-
mens, die mit den 
Übernahmen der Ver-
einsbank Victoria 
Bauspar AG und der 
Allianz Dresdner 
Bausparkasse AG ver-
bessert wurde. 
 
Darlehen verkauft 

 
Frankfurt a. M.: Savills 
hat Fortress und 
Northstar beim Verkauf 
ihres 72 Mio. USD-
Mezzanine-Darlehens 
am Hotelportfolio von 
Columbia Sussex an 
Blackstone beraten. 
Das Portfolio besteht 
aus 14 Hotels, die in 
neun der Top 25 US-
amerikanischen MSA-
Märkten gelegen sind. 
Sie verfügen über ins-
gesamt rund 5.800 
Zimmer. Blackstone, 
denen das Portfolio 
ursprünglich gehörte 
und die es 2005 an 
Columbia Sussex ver-
äußert hatten, hat 
gleichzeitig weitere 
Tranchen des Mezzani-
ne-Darlehens erwor-
ben. 
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aber die Mehrheit im Quadranten „Verlangsamter Mietpreisrückgang“. Der An-
stieg bei den europäischen Büromietpreisen setzte sich auch von Juli bis Sep-
tember 2010 fort. Allerdings ließ die Dynamik mit einem Plus von nur noch  
0,7 Prozent nach. Während in Moskau (+ 6,3 Prozent), Stockholm (+ 5,4 Pro-
zent) und London (+ 2,9 Prozent) die Spitzenmieten zulegten, blieben sie in 
den meisten Indexstädten, darunter auch die fünf deutschen Immobilienhoch-
burgen Berlin, Düsseldorf, Hamburg, Frankfurt a. M. und München stabil. Mad-
rid (- 2,7 Prozent) und Barcelona (- 2,5 Prozent) mussten Einbußen hinneh-
men. Großzügige Incentives bleiben weiter auf der Tagesordnung, allerdings 
auf stabilem Niveau gegenüber dem Vorquartal. Die Netto-Effektivmieten im 
Spitzenbereich bewegten sich durchschnittlich 17 Prozent unter den Nominal-
mieten. Am stärksten weichen sie in Großbritannien, Irland und in einigen nie-
derländischen Märkten voneinander ab.  

Trotz des konjunkturellen Wachstums und einer verbesserten Stimmung bei 
den Büronutzern bleiben die Unternehmen vorsichtig. Bei Umzügen stehen Flä-
chenkonsolidierungen und nicht Expansion im Vordergrund. Gepaart mit der 
Sommer- und damit Feriensaison sorgte dieser bestehende Trend im dritten 
Quartal für einen, gemessen am Vorquartal, rückläufigen Flächenumsatz von 
acht Prozent. Im Jahresvergleich entspricht das Vermietungsvolumen von 2,5 
Mio. qm aber einem Zuwachs von 36 Prozent. Die Nettoabsorption blieb posi-
tiv. Für das gesamte Dreivierteljahr summiert sich das Umsatzvolumen auf 7,6 
Mio. qm und liegt damit fast 40 Prozent über dem Vergleichszeitraum in 2009.  

Die durchschnittliche Leerstandsquote in Europa liegt unverändert im zweistel-
ligen Bereich (10,3 Prozent). Seit Ende 2009 hat sie sich auf diesem Niveau 
eingependelt. In diesem Herbst dürften aber laut JLL die meisten Märkte ihren 
Höhepunkt erreicht oder überschritten haben. Insgesamt bleibt die Bandbreite 
der Leerstandsquoten in Europa groß. Sie reicht von 6,4 Prozent im Londoner 
Westend, über 17,3 Prozent in Amsterdam und 21,6 Prozent in Budapest bis 
23,4 Prozent in Dublin. Auf der Angebotsseite nehmen die Fertigstellungen von 
Büroflächen wieder ab. Im abgelaufenen Quartal kamen europaweit rund 1,2 
Mio. qm neue Flächen auf den Markt.  

Gestiegen ist die Zahl der Märkte mit einer sinkenden Spitzenrendite. Die 
höchsten Rückgange gab es in Moskau mit 9,5 Prozent und in Paris mit 4,75 
Prozent, was jeweils einer Renditekompression in Höhe von 50 Basispunkten 
(bsp) entspricht. Um 25 bsp sank das Renditeniveau in London West End (4 
Prozent), Stockholm (5 Prozent), Madrid (5,75 Prozent), Den Haag (5,75 Pro-
zent) und Budapest (7,25 Prozent). Unter den sechs deutschen Immobilien-
hochburgen weist nur Frankfurt a. M. mit einem Minus um 20 bsp auf fünf Pro-
zent eine sinkende Spitzenrendite auf. 

Bei den Kapitalwerten für Büroflächen im Topsegment wurde im Quartalsver-
gleich des laufenden Jahres ein Plus von 4,9 Prozent verzeichnet. Damit liegen 
die Kapitalwerte mittlerweile durchschnittlich um 17,3 Prozent höher als ein 
Jahr zuvor, aber immer noch deutlich unter den jeweiligen Rekordniveaus von 
Mitte 2007 bzw. Mitte 2008 in der russischen Hauptstadt. Am höchsten fällt die 
Differenz in Dublin (- 70 Prozent), Moskau (- 62 Prozent), Madrid (- 53 Pro-
zent) und Barcelona (- 49 Prozent) aus und reicht bis zu einem Minus von le-
diglich drei Prozent in Luxemburg. Die deutschen Immobilienhochburgen be-
wegen sich im Mittelfeld: ihre Spanne zu den Höchstständen reicht von minus 
neun Prozent in München bis minus 22 Prozent in Frankfurt a. M.. Die weitere 
Zunahme der Kapitalwerte auch im dritten Quartal basiert vor allem auf einer 
Renditekompression bei vergleichsweise stabilen Mieten.  

Unternehmen 
 
Beteiligung verkauft 

 
Köln: Die InCity Im-
mobilien AG hat ihre 
Mehrheitsbeteiligung 
an der informica real 
invest AG veräußert. 
Die direkte und indi-
rekte Beteiligung in 
Höhe von insgesamt 
82,21 Prozent ging an 
die Q Realstate GmbH. 
 

Entschieden 

 
Frankfurt a. M.: Das 
Landgericht Frankfurt 
a. M. hat die Be-
schwerden der ehema-
ligen Eigentümerin 
Eurogrund AG der Lie-
genschaft an der Berli-
ner Straße 51 -55 ge-
gen den Zuschlagsbe-
schluss im Zwangsver-
steigerungsverfahren 
zurückgewiesen. Damit 
ist die seit 2003 wäh-
rende Zwangsverwal-
tung beendet und die 
Projektgesellschaft der 
Partner Fay Projects 
GmbH und OFB Pro-
jektentwicklung GmbH 
neuer Eigentümer des 
ca. 5.300 qm großen 
Areals des ehemaligen 
Bundesrechnungsho-
fes. Das Objekt soll auf 
rund 30.000 qm BGF 
für eine Mischnutzung 
aus Hotel und Büro 
umgestaltet werden. 
Ein Termin für den 
Baubeginn steht noch 
nicht fest.  
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Vor dem Hintergrund sich tendenziell stabilisierender Renditen rechnet JLL da-
mit, dass das Mietpreiswachstum kurz- bis mittelfristig der wichtigste Motor 
für das Wachstum der Kapitalwerte sein wird. Für die Kapitalwerte von Büro-
immobilien in B-Lagen gilt: sie stehen in Anbetracht des nicht vorhandenen 
Mietpreiswachstums und mangels Renditekompression weiterhin unter Druck. 

 

Neue Professoren an der HfWU 

Die Hochschule für Wirtschaft und Umwelt Nürtingen-Geislingen (HfWU) bietet 
in Deutschland den größten immobilienwirtschaftlichen Studiengang und hat 
zum Beginn des Wintersemesters zwei weitere Professoren berufen. Dr. Robert 
Göötz wird Professor für Immobilienwirtschaft mit den Schwerpunkten Asset 
Management, Kapitalmarkt- und Portfoliotheorie sowie Risikomanagement. Dr. 

Markus Staiber übernimmt eine Professur mit dem Fokus 
auf Unternehmensrechnung, Controlling und Beleihungs-
wertermittlung.  

Göötz studierte an der Universität Freiburg Volkswirt-
schaftslehre und promovierte in den Finanzwissenschaften. 
Er arbeitete unter anderem für den Allianz-Konzern, den 
DEKRA-Konzern und die thallos-Gruppe, 
dort zuletzt als Vorstand für die Entwick-
lung von Kapitalanlagen und die institu-
tionelle Vermögensverwaltung. Staiber 
startete seine berufliche Laufbahn mit 
dem Studium der Immobilienwirtschaft 
in Deutschland, Großbritannien und Sin-

gapur und promovierte zu Fragen der Prozessoptimierung 
berufsbegleitend an der TU Berlin. Er war bei Ernst & 
Young, im Bewertungsteam von Jones Lang LaSalle und 
die letzten sieben Jahre im Baufinanzierungsbereich der 
Allianz Lebensversicherungs-AG tätig.  

Im Studiengang Immobilienwirtschaft sind 400 Studierende eingeschrieben.  

 

In Berlins Innenstadt wird es teu(r)er 

Da wo Berlin spannend ist, ziehen die Preise an. Vor allem bei Miet- und Ei-
gentumswohnungen in den Szenekiezen und den traditionell sehr guten Wohn-
lagen gehen sie nach oben. Insbesondere bei Eigentumswohnungen in Innen-
stadtlage sowie bei Ein- und Zweifamilienhäusern an bevorzugten Standorten 
trifft eine große Nachfrage auf ein geringes Angebot, so das Ergebnis des Im-
mobilienpreisservices 2010/2011 des Immobilienverbandes IVD Berlin-
Brandenburg e. V.. Laut dem Bericht beträgt die durchschnittliche Marktmiete 
für Standardwohnlagen 5,85 Euro/qm und ist somit im Vergleich zum Vorjahr 
um ein Prozent gestiegen. Die Durchschnittsmarktmiete in Vorzugswohnlagen 
liegt mit 7,20 Euro/qm drei Prozent über dem Vorjahreswert. „Insgesamt ist 
die Mietdynamik moderat“, stellt Andreas Habath, vorsitzendes Mitglied des 
IVD Wertermittlungsausschusses und stellvertretender Vorstandsvorsitzender 
des IVD Berlin-Brandenburg, fest. Andererseits herrschen in Toplagen von Mit-
te, Charlottenburg-Wilmersdorf und Prenzlauer Berg bereits Münchener Ver-

Unternehmen  
 

Für Private 

  
Hildesheim: Die Han-
seatic Group öffnet 
seine Immobilienin-
vestmentsparte für 
Privatanleger. Das 
hierfür gegründete 
Emissionshaus Han-
seatic Kapitalpartner 
GmbH startet in Kürze 
die Platzierung des 
ersten Fonds Hanseatic 
Wertstrategie Retail 
Select. Die Prospekt-
prüfung durch die Ba-
Fin läuft. 
 

In Fulda 

 

Berlin: Die Bauwert 
Investment Group, 
Berlin, hat in Fulda ein 
750 Quadratmeter 
großes Grundstück in 
der Bahnhofstraße er-
worben. Nach Abriss 
der alten Bausubstanz 
soll nach den Entwür-
fen des Architekturbü-
ros nps Tchoban Voss, 
Berlin, ein Gebäude 
mit 1.800 qm Einzel-
handelsfläche errichtet 
werden. Der Baube-
ginn ist für den Som-
mer 2011, die Fertig-
stellung bis Herbst 
2012 geplant. 
 
Fahnenwechsel 

 

Frankfurt a. M.: Savills 
eröffnet ein neues Bü-
ro in Göteborg. Ein 
vierköpfiges Team un-
ter Leitung von Anders 
Rydstern, das bislang 
für CB Richard Ellis 
tätig war, wechselt 
zum 09.12.2010 zu 
Savills.  
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hältnisse. Hier werden Spitzenmieten von bis zu 18 Euro/qm, 15 Euro/qm und  
12 Euro/qm erzielt. 

Einige Außenbezirke verzeichnen hingegen eine gegenteilige Entwicklung. So 
sinkt die durchschnittliche Marktmiete von Spandauer Standardlagen leicht auf 
5,50 Euro/qm, in guten bis sehr guten Lagen auf 6,50 Euro/qm. Die im IVD-
Immobilienpreisservice erfassten Marktmieten sind Spiegelbild der aktuell re-
gistrierten Abschlussmieten, die rund 35 Prozent über den ortsüblichen Ver-
gleichsmieten des Berliner Mietspiegels liegen. Der im siebten Jahr erhobene 
Immobilienpreisservice erfasst reale Abschlusspreise für Wohn- und Gewerbe-
immobilien in der Metropolregion Berlin-Brandenburg.  

Der Teilmarkt für Eigentumswohnungen in Berlin verzeichnet eine ähnliche 
Entwicklung wie der Mietwohnungsmarkt. Der durchschnittliche Schwerpunkt-
kaufpreis beträgt in Standardwohnlagen wie im Vorjahr 1.200 Euro/qm. An 
beliebten Standorten steigt er um 1,5 Prozent auf durchschnittlich 1.625 Euro/
qm. Am teuersten ist es in Mitte und Charlottenburg-Wilmersdorf, wo Spitzen-
preise von 5.500 Euro/qm und 4.500 Euro/qm zu zahlen sind.  

Bei freistehenden Ein- und Zweifamilienhäuser in Standardwohnlagen hat sich 
im Vergleich zu 2009 nicht viel getan. Hier liegen die Preise unverändert im 
Schnitt bei 227.500 Euro, in Vorzugswohnlagen bei 310.000 Euro. Am oberen 
Ende der bezirksübergreifenden Skala rangiert Charlottenburg-Wilmersdorf mit 
einem durchschnittlichen Kaufpreis von 510.000 Euro in beliebten Lagen und 
365.000 Euro in Standardwohnlagen. Zum Vergleich: In Lichtenberg im Ostteil 
er Stadt liegt der Kaufpreis in Standardwohnlagen bei 170.000 Euro. „Im indi-
viduellen Wohnungsbau herrscht ein Ost-West-Gefälle“, kommentiert Habath. 

Politik/Verbände 

Wettbewerb 

 

Berlin: Unter dem Mot-
to „Technikunter-
stütztes Wohnen – 
selbstbestimmt leben 
zu Hause“ prämiert 
das Bundesministeri-
um für Familie, Senio-
ren, Frauen und Ju-
gend gemeinsam mit 
dem BFW Bundesver-
band Freier Immobilien
- und Wohnungsunter-
nehmen (Geschäfts-
stelle des Wettbe-
werbs), dem GdW und 
dem Deutschen Mie-
terbund Wohnprojekte, 
die sich in besonderer 
Weise der Unterstüt-
zung älterer und pfle-
gebedürftiger Men-
schen durch einfach zu 
handhabende Woh-
nungstechnik im Alltag 
widmen. Bis zum 
31.12.2010 können 
Wohnungsgesellschaf-
ten, Wohnungsgenos-
senschaften, private 
Wohnungsanbieter, 
Bauträger sowie Pro-
jektentwickler Wettbe-
werbsbeiträge mit 
mindestens acht Woh-
nungen einreichen. 
Kriterien zur Prüfung 
und Auswahl der Bei-
träge Anfang 2011 
durch eine Sachver-
ständigen-Jury sind 
Innovationsgehalt, 
Anwendungsfreund-
lichkeit und die Einbet-
tung in das Wohnquar-
tier. Ausschreibungs-
text und Bewerbungs-
formular unter 
www.bfw-bund.de  
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„Während ein Eigenheim in West-Berlin im Schnitt rund 315.000 Euro kostet, 
liegen die Preise im Ostteil bei rund 205.000 Euro.“  

Dagegen setzt sich bei den Einzelhandelsflächen die Aufwärtsbewegung der 
Toplagen in der City-Ost fort. Hierzu zählen Potsdamer Platz, Alexanderplatz, 
Gendarmenmarkt, Friedrichstraße, Leipziger Straße und Unter den Linden, wo 
die Mietspanne bis 180 Euro/qm (2009: bis 140 Euro/qm) reicht. Das ändert 
aber nichts daran, dass die Tauentzienstraße mit einer Mietpreisspanne von 
bis zu 230 Euro/qm unangefochtener Spitzenreiter bei den Mietpreisen bleibt.  

Das Kaufpreisniveau von Wohn- und Geschäftshäusern als Renditeobjekte nä-
hert sich aktuell dem langjährigen Durchschnittswert von 2006. Der Ertrags-
faktor steigt in Berlin gegenüber dem Vorjahr um 0,5 Jahresnettokaltmieten. 
Der durchschnittliche Ertragsfaktor beträgt 2010 in Standardwohnlagen das 
12,5-fache, in Vorzugswohnlagen das 14-fache.  

Neben den Berliner Preisen untersuchte der IVD auch die Entwicklung in den 
brandenburgischen Städten Potsdam, Brandenburg an der Havel, Cottbus und 
Frankfurt/Oder. „Im Gesamtbild bleibt das Preisniveau in Brandenburg weitge-
hend unverändert“, konstatiert Dirk Wohltorf, Vorstandsvorsitzender des IVD 
Berlin-Brandenburg. „Vor allem im Berliner Speckgürtel sind Baulandpreise 
sowie Kaufpreise des individuellen Wohnungsbaus stabil, Berlin-ferne Lagen 
hingegen verzeichnen aufgrund der wirtschaftlichen und demographischen 
Entwicklung weitere, zum Teil dramatische Preisrückgänge.“  

Die Mietpreise liegen zwischen 2,75 Euro/qm in einfachen Lagen von Cottbus 
und 10 Euro/qm in Toplagen Potsdams. Ein- und Zweifamilienhäuser bekommt 
man in einfachen Cottbusser Lagen bereits ab 100.000 Euro. In Brandenburgs 
Landeshauptstadt muss mit 385.000 Euro hingegen fast das Vierfache hinge-
legt werden - Tendenz weiter steigend.  

 

Zürich bei Einzelhandelsmieten europaweit an der Spitze  

Mit 7.500 Euro pro Quadratmeter im Jahr ist die Zürcher Bahnhofstrasse der 
teuerste Einzelhandelsstand-
ort Europas. Weltweit sind 
nur noch New York und 
Hongkong teurer, berichtet 
die Zürcher Location Group. 
Damit hat die Einkaufsmeile 
die Champs Elysées in Paris 
und die Londoner Bond 
Street hinter sich gelassen. 
Zürich profitiert dabei vor 
allem vom aktuellen Wech-
selkurs. Beim derzeitigen 
Eurokurs müssen in London 
in bester Geschäftslage um-
gerechnet „nur“ etwa 7.439 
Euro/qm/Jahr gezahlt wer-
den. In Paris liegt der jährli-
che Mietenpreis bei 7.369 
Euro.  

Verbände 
 

Zertifiziert 

 
Berlin: Die Berliner 
und Brandenburger 
Immobilienverwalter 
können sich künftig 
freiwillig zertifizieren 
lassen. Hierfür ist der 
Verband der Immobi-
lienverwalter Berlin-
Brandenburg e.V. 
(VDIVBB) eine Koope-
ration mit dem TÜV 
Süd eingegangen. Ziel 
ist es, das Image des 
Immobilienverwalters 
zu stärken und einen 
Qualitätsnachweis für 
den Kunden anzubie-
ten. Mit der Zertifizie-
rung zum geprüften 
Immobilienverwalter 
soll dokumentiert wer-
den, welche Qualitäts-
prozesse im Unterneh-
men ablaufen. Das 
TÜV-Zertifikat besteht 
aus einer Basiszertifi-
zierung und kann um 
eine Zertifizierung 
nach ISO 9001 erwei-
tert werden.  
 

Fonds 

Verkauft 

München: LaSalle In-
vestment Management 
hat für seinen LaSalle 
French Fund II das 
Objekt „Opale“ in der 
2, rue de Rosny in 
Montreuil an die BNP 
Paribas für 45 Mio. 
Euro verkauft. Den 
Verkäufen war die voll-
ständige Vermietung 
der Objekte an Mieter 
aus dem Banken- bzw. 
öffentlichen Sektor 
vorausgegangen. 
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Wegen der hohen Kaufkraft der Schweizer zieht es internationale Luxusmarken 
besonders nach Zürich und Genf. Zürich profitiert dabei vom Image, eine 
Stadt mit einer außerordentlich hohen Lebensqualität in Europa zu sein. Für 
Genf spricht seine Internationalität. „In den kommenden Monaten erwarten wir 
in Zürich weitere Neuzugänge aus dem Ausland, die sich ihre Top-Standorte 
bereits gesichert haben“, sagt Marc-Christian Riebe, CEO, Location Group, Zü-
rich. Genf holt mit Spitzenmieten für Ladenflächen von 5.564 Euro/qm/Jahr 
gegenüber Zürich auf. Die starke Konzentration von Luxusgütern in der Grenz-
stadt ist geprägt von der Art der Gäste. Reiche Touristen und Geschäftsleute 
aus dem Mittleren Osten garantieren hier einen guten Absatz von Luxusgütern. 

 

Ein- und Zweifamilienhäuser werden (noch) preiswerter 

Der Hauspreisindex der Hypoport AG für deutsche Wohnimmobilien erreichte 
mit 100 Zählern im September 2010 exakt seinen Ausgangswert vom August 
2005.Damit ist der Gesamtindex, der drei Einzelindizes zusammenfasst, seit 
sieben Monaten sowohl im Vergleich zum Vormonat als auch im Vorjahresver-
gleich gestiegen. Der Septemberwert liegt 3,78 Prozent über dem Vorjahres-
wert.  

Der Index für Eigentums-
wohnungen ist von August 
bis September 2010 um 
1,32 Prozent angestiegen 
und steht aktuell bei 99,87 
Punkten. Im Jahresver-
gleich beträgt der Anstieg 
2,2 Prozent. Der Neubauin-
dex blieb im September 
mit einem leichten Rück-
gang von 0,1 Prozent na-
hezu unverändert. Sein 
Wert von 107,2 Punkten ist 
um 4,32 Prozent höher als 
der Punktestand im Sep-
tember vergangenen Jah-
res Auch im Dreimonats-
vergleich steht der Neu-
bauindex heute um 0,65 
Prozent über dem Wert 
vom Juni 2010 (106,51 
Punkte). Der Teilindex für 
bestehende Ein- und Zwei-
familienhäuser gab dage-
gen erstmals seit März die-
ses Jahres wieder nach. 
Der Punktestand von 92,94 
liegt um 1,2 Prozent unter 
demjenigen des Vormo-
nats. Im Jahresvergleich steht der Index allerdings um 4,89 Prozent über dem 
Vorjahreswert (September 2009: 88,61 Punkte).  

 

Fonds 
 

Rückläufig 

 
Pfaeffikon (CH): Laut 
Swisslake Capital AG 
hielt die seit Beginn 
der Finanzkrise rück-
läufige Entwicklung bei 
der Neuauflage von 
Immobilienfonds im 
Bereich Private Equity 
in den ersten drei 
Quartalen des Jahres 
2010 global weiter an. 
Insgesamt wurden 150 
neue Fonds mit einem 
geplanten Eigenkapi-
talvolumen von 56,9 
Mrd. USD aufgelegt, 
entsprechend einem 
Rückgang von 26,5 
Prozent bei der Anzahl 
der Fonds und 
28,1Prozent beim ge-
planten Eigenkapital-
volumen im Vergleich 
zum Vorjahreszeit-
raum.  
 

Vermietet 
 

München: Die Immobi-
lien Asset Management 
München GmbH 
(IAMM) hat im Büro-
center Dornach/
München eine Mietflä-
che von 2.300 qm an 
AMD sowie eine Miet-
fläche von 850 qm an 
einen IT Dienstleister 
vermietet. Bei der Im-
mobilie handelt es sich 
um ein Objekt des Ge-
schlossenen Immobi-
lienfonds „Altersvor-
sorgefonds KG“ der 
SHB Innovative Fonds-
konzepte GmbH & Co. 
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Monat Indexwert Monatliche 
Veränderung 

Juli 2010 98,96 0,74%
August 2010 99,98 1,03%

September 2010 100 0,02%
September 2009 96,36 3,78% p.a.

Juli 2010 98,4 0,46%
August 2010 98,57 0,17%

September 2010 99,87 1,32%
September 2009 97,72 2,2% p.a.

Juli 2010 106,63 0,11%
August 2010 107,31 0,64%

September 2010 107,20 -0,10%
September 2009 102,76 4,58% p.a.

Juli 2010 91,85 1,77%
August 2010 94,07 2,42%

September 2010 92,94 -1,20%
September 2009 88,61 4,89% p.a.

Quelle: Hypoport AG

Hedonischer Hauspreisindex der Hypoport AG

Gesamtindex

Eigentumswohnungen

Neue Ein- und Zweifamilienhäuser

Bestehende Ein- und Zweifamilienhäuser



 

Kurzstudie: Sparpläne und erwartete Folgen 

Die Städtebauförderung und das CO2-Sanierungsprogramm sollen laut Plänen 
der Bundesregierung im nächsten Jahr deutlich gekürzt werden. Dieses Vorha-
ben steht am 27.10.2010 im Mittelpunkt einer Öffentlichen Anhörung des Aus-
schusses für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung des Deutschen Bundestages 
und war für den Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen 
e.V. (BBU) Anlass, seine 362 Mitgliedsunternehmen zu den erwarteten Auswir-
kungen der Kürzungen zu befragen.  

Demnach gehen knapp 60 Prozent der Wohnungsunternehmen davon aus, 
dass die Einsparungen deutliche Folgen für ihre Arbeit haben. Vor allem die 
Einschnitte in den Bereichen „Energetische Modernisierung“ (57 Prozent) und 
„Soziale Stadt“ (26 Prozent) wären spürbar. Auch bei ihren Investitionen wer-
den Beeinträchtigungen erwartet. In Folge der Kürzungen könnten Investiti-
onsvorhaben mit einem Volumen von rund 100 Mio. Euro gefährdet sein. Hier-
bei handelt es sich in erster Linie um Projekte zur energeti-
schen Modernisierung in Höhe von rund 75 Mio. Euro. Der 
BBU präsentierte auch eine Projektion zur Leerstandsent-
wicklung im äußeren Entwicklungsraum des Landes Bran-
denburg. Demnach könnte bei einer Halbierung der Städte-
bauförderung, und mit ihr der Stadtumbau Ost-Mittel, der 
Wohnungsleerstand im äußeren Entwicklungsraum des Lan-
des Brandenburg bis 2020 wieder auf 17,2 Prozent (2009: 
11,4 Prozent) steigen.  

BBU-Vorstandsmitglied Maren Kern: „Mit dieser Kurzstudie 
wollen wir deutlich machen, wie unsinnig die Kürzungspläne 
wirtschaftlich, sozial und städtebaulich sind.“ Sie appelliert 
dringend an die Bundestagsabgeordneten, den Empfehlungen 
des Bundesrates und der Landesbauminister zu folgen und gegen die Kür-
zungspläne der Bundesregierung Widerstand zu leisten.  

 

Geringe Belastung von privaten Kreditnehmern 

Der DTB Dr. Klein-Trendindikator Baufinanzierung zeigt für ein im September 
2010 aufgenommenes Darlehen in der Durchschnittshöhe von 149.000 Euro 
(August ´10: 147.654 Euro) eine monatliche Belastung der Kreditnehmer von 
694 Euro (August 10: 706 Euro) an. Verglichen mit September 2009, ist das 
Durchschnittsdarlehen aktuell für monatlich rund 141 Euro weniger oder 17 
Prozent günstiger zu haben.  

Beim Tilgungssatz setzt sich die Tendenz fort, Zinsersparnisse für eine schnel-
lere Rückzahlung des Kredits zu nutzen. So stieg der Tilgungssatz von  
1,87 Prozent im August um 4,3 Prozent auf 1,95 Prozent im September. 
Durchschnittlich wurden im September 2010 um fünf Monate längere Sollzins-
bindungen vereinbart als im August 2010. Der durchschnittliche Beleihungs-
auslauf über alle Darlehen ist im vergangenen Jahr gesunken. Betrug er vor 
einem Jahr noch rund 80 Prozent (September 2009), liegt er im September 
2010 bei 77 Prozent.  

Der DTB basiert auf rund zehntausend Finanzierungen mit einem monatlichen 
Finanzierungsvolumen von bis zu 1,5 Mrd. Euro.  

Fonds 
 
Verkauf in Den Haag 

 

München: Die UBS 
Real Estate Kapitalan-
lagegesellschaft, Mün-
chen, hat die zu ihrem 
Offenen Immobilien-
fonds UBS (D) Euroin-
vest Immobilien gehö-
renden Bürogebäude 
„Beatrixpark I und II“ 
in Den Haag verkauft. 
Das Büroensemble 
„Beatrixpark“ am Wil-
helmina van Pruisen-
weg gelegen, wurde 
im Jahr 1999 für den 
Fonds erworben und 
besteht aus drei Bau-
abschnitten (Phase I, 
Phase II und Phase 
III). 2006 wurden die 
Gebäudeteile Phase I 
mit einer Bürofläche 
von rund 12.450 qm 
sowie Phase II mit cir-
ca 15.170 qm reno-
viert und nahezu voll-
ständig an eine nieder-
ländische Regierungs-
behörde langfristig 
vermietet. Für beide 
Gebäude (Phase I und 
II) wurde zusammen 
ein Kaufpreis von 97,7 
Mio. Euro erzielt. Die 
Objekte sollen in einen 
von der Real I.S. AG 
aufgelegten Geschlos-
senen Immobilienfonds 
eingebracht werden. 
Die Fremdfinanzie-
rungsmittel für den 
Ankauf werden von der 
BayernLB zur Verfü-
gung gestellt. Phase 
III bleibt im Bestand 
des UBS (D) Euroin-
vest Immobilien. 
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Maren Kern 
Foto: BBU 
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GdW-Kritik 

Berlin: „Die Kosten der 
Unterkunft und Heizung 
über kommunale Sat-
zungen zu pauschalie-
ren, ist kontraproduk-
tiv“, kritisiert Lutz Frei-
tag, Präsident des GdW 
Bundesverband deut-
scher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen 
den Gesetzentwurf zur 
Ermittlung von Regelbe-
darfen und zur Ände-
rung des Zweiten und 
Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuches. Danach 
sollen die Kommunen 
künftig eigene Satzun-
gen erlassen können, 
die die Angemessenheit 
der Kosten der Unter-
kunft und Heizung fest-
legen. Gleichzeitig hält 
der Entwurf daran fest, 
dass die tatsächlichen 
Kosten als Bedarf aner-
kannt werden müssen, 
soweit sie angemessen 
sind. Daher haben die 
K ommu n en  k e i n e 
Rechtssetzungsbefugnis 
außerhalb dieser Krite-
rien. Eventuelle kom-
munale Satzungen wer-
den folglich sehr hohe 
formale und inhaltliche 
Anforderungen haben. 
Die Datenerhebungen 
und Begründungen für 
die Satzungen sowie 
deren regelmäßige Fort-
schreibung werden sehr 
verwaltungsaufwendig 
sein, so Freitag. Eine 
bürokratische Entlas-
tung werde verfehlt. 

Neuer Fonds 

München: Im November 
startet der neue Ge-

schlossene Immobilien-
fonds „WealthCap Im-
mobilien Deutschland 
32“. Er investiert in eine 
Büroimmobilie mit einer 
Gesamtfläche von rund 
35.500 qm in Düssel-
dorf, die an Pricewa-
terhouseCoopers ver-
mietet ist. Die Restlauf-
zeit der Mietverträge 
beträgt rund 12,5 Jahre. 
WealthCap plant, 52,4 
Mio. Euro Eigenkapital 
zu platzieren. Eine Be-
teiligung ist ab 10.000 
Euro zuzüglich fünf Pro-
zent Agio möglich. Laut 
Prognose fließen bis 
zum Jahr 2025 jährlich 
sechs Prozent Ausschüt-
tungen an die Anleger. 
Die können zwischen 
einer Einzahlungsrate 
zwischen 70 und 100 
Prozent der Zeichnungs-
summe wählen. Zudem 
können sie entscheiden, 
den Restbetrag durch 
Ausschüttungsverzicht 
zu leisten oder zu einem 
späteren Zeitpunkt 
durch Einzahlung aus-
zugleichen. Zudem gibt 
es die Möglichkeit, die 
Ausschüttungen zu the-
saurieren. Die Thesau-
rierung wird mit einem 
variablen Ertrag von zur 
Zeit 3,25 Prozent p.a. 
vergütet. Darüber hin-
aus sieht das Angebot 
bis zum 31.12.2011 ei-
nen Frühzeichnerbonus 
in Höhe von fünf Pro-
zent p.a. vor. 

Global Money 

Frankfurt a. M.: Nach 
den neuesten Zahlen 
von Jones Lang LaSalle 
beliefen sich die globa-

len Transaktionsvolumi-
na für Gewerbeimmobi-
lien im dritten Quartal 
2010 auf 69 Mrd. USD, 
was in etwa dem Wert 
des Vorquartals ent-
spricht. Die in den letz-
ten vier Quartalen zu 
beobachtende Erholung 
der Investitionstätigkeit 
zeigt weiterhin eine sich 
stabilisierende Tendenz. 
Für die ersten neun Mo-
nate wurden weltweit 
Direktinvestitionen in 
Gewerbeimmobilien von 
202 Mrd. USD verzeich-
net (Q I-III 2009: 139 
Mrd. USD). 

Beteiligung reduziert 

Frankfurt a. M.: Fresh-
fields Bruckhaus Derin-
ger hat Oaktree Capital 
Management L.P. bei 
der Platzierung von bis 
zu 9,3 Mio. Aktien der 
Deutsche Wohnen AG 
bei institutionellen In-
vestoren in den USA 
und Europa beraten. 
Der Bruttoemissionser-
lös betrug insgesamt 
76,7 Mio. Euro. Durch 
die Platzierung reduziert 
Oaktree ihren Anteil an 
der Deutsche Wohnen 
AG von ursprünglich 
22,5 Prozent um die 
Hälfte.  

Hollandfonds  

München: Real I.S. star-
tet mit dem Vertrieb 
ihres ersten Holland-
fonds „Real I.S. Bayern-
fonds Niederlande 1“. Er 
investiert in die Büroim-
mobilie „The Book“ im 
Amsterdamer Business-
park „Teleport“. Der 

staatliche niederländi-
sche „Rijksgebouwen-
dienst“ hat das Fonds-
objekt seit Fertigstel-
lung gemietet. Derzeit 
wird das Objekt durch 
den „Belastingdienst“, 
die nationale Zoll- und 
Steuerbehörde genutzt. 
Der Mietvertrag wurde 
über eine Grundmietzeit 
von 15 Jahren bis zum 
31.01.2025 abgeschlos-
sen. Die Miete wird 
jährlich anhand der Ent-
wicklung des Verbrau-
cherpreisindex ange-
passt. Das Gebäude 
wurde in den Jahren 
1993/1994  fert ig-  
gestellt und verfügt auf 
21 Etagen über eine 
Mietfläche von rund 
39.330 qm.  

Neues Portfolio 

Grünwald: Für den  
W o h n i m m o b i l i e n -
Spezialfonds „KGAL/HI 
Wohnen Core 2“, einen 
Gemeinschaftsfonds mit 
der Hansainvest Hanse-
atische Investment-
GmbH, hat die KGAL 
eine Wohnanlage erwor-
ben. Sie befindet sich in 
Neu-Isenburg und um-
fasst sechs frei stehen-
de Wohngebäude mit 
insgesamt 244 Wohnun-
gen und rund 17.700 
qm Wohnfläche. Die Ge-
bäude wurden in den 
Jahren 2008/2009 sa-
niert und modernisiert. 
Der Fonds hat mit dem 
Deal insgesamt Investi-
tionen für rund 215 Mio. 
Euro getätigt. Geplant 
ist ein Gesamtinvesti-
tionsvolumen von rund  
370 Mio. Euro. 

+++ Immobilien kompakt +++ Immobilien kompakt +++ Immobilien kompakt +++ 



 

 
Im Technologiepark 

Köln: Corpus Sireo, 
Köln/Heusenstamm ver-
mietet im Darmstädter 
Business- und Technolo-
giepark TZ Rhein Main 
etwa 2.700 qm Büroflä-
che an der Mina-Rees-
Straße an die European 
Organisation for the 
Exploitation of Meteoro-
logical Satellites, Eu-
metsat. Der Vertrag hat 
eine Laufzeit von 51 Mo-
naten. Als Eigentümer-
vertreterin der Deut-
schen Telekom AG ist 
Corpus Sireo für die 
Steuerung und Ver-
marktung des Projektes 
zuständig. 

In Berlin 
 
Frankfurt a. M.: Argoneo 
hat 720 qm Bürofläche 
im Gebäudeensemble 
Neues Kranzler Eck in 
Berlin an die Sozietät 
SKW Schwarz Rechtsan-
wälte vermietet. 

4.000 qm 

Düsseldorf: Die Kerkhoff 
Consulting GmbH mietet 
rund 4.000 qm Büroflä-
che im E11 am Kaiser-
teich über BNP Paribas 
Real Estate. 

Bei den Treptowers 

Berlin: Die Allianz Real 
Estate Germany vermie-
tet rund 3.400 qm in der 
Hoffmannstraße in Ber-
lin-Treptow an die Gauff 
Gruppe. Damit ist das 
Büro- und Geschäfts-
haus zu 92 Prozent ver-
mietet. Jörg Nehls, JNP 

Real Estate Management 
GmbH, vermittelte. 

Zusammen 

Hamburg: Die Anwalts-
kanzlei Coeler Legal und 
die HTZ Steuerbera-
tungsgesellschaft mie-
ten gemeinsam rund 
500 qm Bürofläche in 
der Mattentwiete 8/ 
Bei dem Neuen Krahn 
über Angermann. Ver-
mieterin ist die GbR 
Mattentwiete.  

Im Sachsenpark 

Leipzig: Die Cortex Bio-
physik GmbH mietet gut 
1.000 qm Büro- und 400 
qm Nebenfläche im 
Sachsenpark in Leipzig-
Seehausen über BNP 
Paribas Real Estate. 
Vermieterin ist die FW 
Vermögensverwaltung 
GmbH, München.  

Fast voll 

Frankfurt a. M.: Die Ro-
land Berger Strategy 
Consultants Holding 
GmbH, Infosys Techno-
logies Ltd und vier wei-
tere Firmen mieten Bü-
ros im OpernTurm von 
Tishman Speyer. Kurz 
nach Fertigstellung sind 
damit 95 Prozent der 
gesamten Mietfläche 
belegt. Die jetzt neu 
vermietete Fläche be-
trägt 6.700 qm. 

Mostrichhügel 

Senftenberg: Aengevelt 
Magdeburg vermittelt in 
dem Objekt „Schloss-
park-Center“, Am Neu-
markt 2-4 im südbran-
denburgischen Senften-

berg einen Mietvertrag 
über rund 1.500 qm Ein-
zelhandelsfläche an die 
Woolworth GmbH. Ver-
mieterin ist die KHV 
GmbH in Senftenberg.  

Permanent 

Düsseldorf: Die perma-
nent Wirtschaftsförde-
rung GmbH & Co. KG 
mietet in der Benzen-
bergstr. 43 rund 450 qm 
Bürofläche über die Ca-
tella Property GmbH.  

 
Jeans 

Hamburg: 7 For All Man-
kind bezieht etwa 110 
qm Ladenfläche im Tet-
tenbom-Haus in der 
Poststraße über Colliers 
Grossmann & Berger.  

Elektronisch 
 
Köln: Expert hat im 
Halleschen Einkaufspark 
(HEP) in Halle an der 
Saale einen Elektronik-
fachmarkt auf rund 
2.500 qm Fläche eröff-
net. Der HEP mit einer 
Größe von etwa 43.000 
qm und 75 Mietern wird 
seit Januar 2010 von 
der E&P Centermanage-
ment GmbH & Co. KG, 
Köln, gemanagt. 

 
15 Jahre 

Berlin: Aengevelt ver-
mittelt im Geschäfts-
haus „Müllerstraße 36“ 
einen Mietvertrag mit  
15 Jahren Laufzeit über 
223 qm Fläche an eine 
Zahnarztpraxis.  
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